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GRUSSWORT DES APOSTOLISCHEN NUNTIUS

 ERZBISCHOF DR. ERWIN JOSEF ENDER

 ZUM BEGINN DER VERHANDLUNGEN ZWISCHEN DEM HEILIGEN STUHL UND DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG

(Hamburg, den 28. Februar 2005)

          Sehr geehrter Herr Erster Bürgermeister,

          sehr geehrte Herren,

          In meiner Festrede zum 40jährigen Jubiläum des Niedersachsen-konkordates am vergangenen Samstag in Hannover habe ich daran erinnert, dass die Geschichte des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche während der zweitausend Jahre Christentum sehr bewegt und abwechslungsreich gewesen ist. Sie weiss von gegenseitigen Machtkämpfen zu berichten, von Unterdrückung der Kirche und von Staatskirchentum, aber auch von Verständigung und Kooperation. Die modernen demokratischen Staaten zeichnen sich aus, dass sie zu den Religionsgemeinschaften weitgehend ein geregeltes Verhältnis haben.

          Wir sind heute hier im Rathaus von Hamburg versammelt, um auf diesem  geschichtlichen Weg ein weiteres Kapitel der Verständigung und Kooperation zwischen der katholischen Kirche und dieser Freien und Hansestadt hinzuzufügen, indem wir die schon bestehenden guten Beziehungen feierlich bekräftigen und die beiderseitige Zusammenarbeit in den Bereichen von gemeinsamen Interessen durch einen Staatskirchenvertrag rechtlich verbindlich regeln. Als Leiter der Delegation des Heiligen Stuhles grüße ich Sie alle herzlich. Dem Herrn Ersten Bürgermeister danke ich für die freundliche Einladung zu dieser Eröffnungssitzung und zu den nun beginnenden Verhandlungen und Ihnen allen, dass Sie dieser Einladung gefolgt sind.

          In der Geschichte der Beziehungen zwischen der katholischen Kirche und den staatlichen Autoritäten haben Abkommen durch Konkordate, Verträge und den Austausch von Noten eine wichtige Rolle gespielt und spielen sie noch heute. In einer kürzlichen Veröffentlichung des Vatikans über Konkordate zwischen 1950 und 1999 sind nicht weniger als 133 solcher Abkommen aufgeführt; davon 15 allein mit der Republik Österreich und 35 mit der Bundesrepublik Deutschland und ihren Ländern über verschiedene Fragen der Zusammenarbeit auf Gebieten gemeinsamer Verantwortung für die Menschen. Von den 16 Bundesländern haben inzwischen nur 4 noch keinen eigenen Staatskirchenvertrag mit der katholichen Kirche. Neben der Freien und Hansestadt Hamburg sind es noch die Länder Schleswig-Holstein, Berlin und Hessen.

          In Staatskirchenverträgen einigen sich Staat und Kirche über wichtige Betätigungsfelder der Kirche in einem Land. Als frei ausgehandelte und auf Dauer angelegte Vereinbarungen sind sie Zeugnis der Eigenständigkeit und Unabhängigkeit von Kirche und Staat und zugleich Ausdruck ihrer beiderseitigen Verantwortung und Sorge für das Wohl der Menschen. Der Heilige Stuhl verfolgt bei den Verhandlungen und Abkommen mit den Staaten nicht die Absicht, Privilegien für die katholische Kirche zu erlangen oder zu verteidigen. Solche feierliche Vereinbarungen dienen mitunter dazu, Kontroversen oder bestimmte Streitfragen zu klären und beizulegen. Im allgemeinen entspringen sie jedoch dem gemeinsamen Wunsch beider Gesprächspartner, die Beziehungen und die Zusammenarbeit zwischen Staat und Kirche in der Gesellschaft schon im voraus in gegenseitigem Einvernehmen zum Wohle der Bürger zu regeln. Die Erwartungen und Wünsche der Kirche bei solchen Verhandlungen gründen vor allem auf der Anerkennung der allgemein verbindlichen Grundrechte, die in internationalen Verträgen verankert sind, insbesondere des Rechtes auf Gewissens- und Religionsfreiheit. Unter den Fragen, die den Rechtsstatus der Kirche betreffen, haben ihre Unabhängigkeit und Handlungsfreiheit im Bereich der Pastoral unter gebührender Berücksichtigung der staatlichen Gesetze stets einen besonderen Vorrang. Ein weiteres wichtiges Thema bei solchen Verhandlungen ist die Zusammenarbeit von Staat und Kirche auf dem Gebiet der Erziehung und der Kultur.

          Die Rechte und Betätigungsmöglichkeiten, um die es der katholischen Kirche in solchen Verhandlungen und Abkommen geht, gelten grundsätzlich und sind von Bedeutung für alle Religionen. Gewissens- und Religionsfreiheit, das Recht auf Selbstbestimmng und die Erteilung des Religionsunterrichtes in den Schulen z. B. sind wertvolle Güter für alle Glaubenden und alle Religions- gemeinschaften. Dennoch kann jede Glaubensgemeinschaft nur für sich selbst sprechen und sich die Beobachtung dieser Grundrechte vom Staat nur für ihre eigenen Mitglieder in einem Vertrag rechtlich verbindlich verbürgen lassen. Es ist daher zu begrüßen, dass vonseiten der Senates der Freien und Hansestadt Hamburg zu den Verhandlungen mit der katholischen Kirche ähnliche Gespräche auch mit der nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche stattfinden. Ich wünsche beiden Verhandlungen einen freundschaftlichen und erfolgreichen Verlauf und baldmöglichst einen für alle Vertragspartner zufriedenstellenden Abschluß. Mein besonderer Segenswunsch gilt heute natürlich unseren beiden Delegationen und den nun beginnenden Verhandlungen zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und dem Heiligen Stuhl.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

